
Stellungnahme der Sächsischen Landjugend e.V. zum bisherigen 
Referenten-Entwurf für die inklusive Weiterentwicklung des SGB VIII

Perspektive junger Menschen und Familien im ländlichen Raum
Die Sächsische Landjugend e.V. ist ein Dachverband für alle Jugendlichen und Fachstelle für die Jugend-
arbeit im ländlichen Raum in Sachsen. Grundsätzlich sind alle jungen Menschen im ländlichen Raum vom 
Reformvorhaben betroffen. Dazu gehören selbstverständlich auch junge Menschen mit Behinderung. Daher 
ist es uns wichtig Stellung zu den aktuellen Reformvorhaben aus beiden Perspektiven zu beziehen. Gerade 
im ländlichen Raum bestehen bereits heute besondere Herausforderungen beim Zugang zu Unter-
stützungsangeboten, bei Mobilität, Fachkräftemangel und der Erreichbarkeit spezialisierter Hilfen.

Die Idee einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe begrüßen wir ausdrücklich. Gleichzeitig sehen wir dieses 
Ziel im vorliegenden Gesetzentwurf nicht umgesetzt. 

1. Inklusive Jugendhilfe wird behauptet, aber nicht umgesetzt
Menschen mit Behinderung werden weiterhin über parallele Regelungen innerhalb des SGB VIII gesondert 
behandelt. Durch neue Sondertatbestände bleibt die Trennung faktisch bestehen, anstatt echte inklusive 
Strukturen zu schaffen.

Besonders kritisch sehen wir die Länderöffnungsklausel. Sie führt dazu, dass die Umsetzung inklusiver 
Jugendhilfe de facto in die Hoheit der Länder verlagert wird. Dadurch droht ein Flickenteppich unterschied-
licher Regelungen für junge Menschen mit Behinderung im gesamten Bundesgebiet.

Gerade bei spezifischen Unterstützungsbedarfen oder seltenen Diagnosen sind länderübergreifende Hilfen 
bereits heute häufig notwendig. Unterschiedliche Landesregelungen würden:

• Unterstützungsleistungen erschweren oder verhindern,
• Zuständigkeitskonflikte verstärken,
• und zu erheblicher zusätzlicher Bürokratie führen.

Negativ betroffen wären dabei gleichermaßen Familien, die Behörden selbst und freie Träger.

2. Hilfeplanverfahren: Beteiligung wird geschwächt
Die stärkere Einbeziehung meldender Institutionen in das Hilfeplanverfahren wird grundsätzlich begrüßt.

Kritisch sehen wir jedoch die Abschaffung des verpflichtenden Hilfeplangesprächs. Zwar könnten Familien 
ein Gespräch weiterhin einfordern, in der Praxis fehlt jedoch häufig das Wissen über diese Möglichkeit. 
Gleichzeitig ist bereits heute die Belastung im Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) sehr hoch. Dadurch 
besteht die Gefahr, dass Hilfeplangespräche faktisch zum Ausnahmefall werden.

Die Folge wäre:

• eine strukturelle Schwächung der Beteiligung von Familien und jungen Menschen,
• weniger Transparenz im Verfahren,
• und geringere Mitsprache bei Unterstützungsentscheidungen.

Gerade vulnerable Familien benötigen verbindliche Beteiligungsrechte und keine bloßen Kann-Regelungen.



3. Pooling als Regelfall verschlechtert individuelle Unterstützung
Das vorgesehene Pooling als Regelfall für Schulbegleitung sowie für inklusive Unterstützung in Kinder-
tageseinrichtungen bewerten wir kritisch. Aus unserer Sicht bedeutet dies eine deutliche Schwächung 
individueller Rechtsansprüche von jungen Menschen mit Behinderung. Bereits nach aktueller Rechtslage 
kann Pooling eingesetzt werden, wenn dies fachlich sinnvoll ist. Eine pauschale Vorrangregelung birgt 
jedoch die Gefahr, dass individuelle Bedarfe hinter organisatorischen oder finanziellen Erwägungen zurück-
stehen. Insbesondere Kinder und Jugendliche mit hohem oder sehr spezifischem Unterstützungsbedarf 
laufen Gefahr, nicht mehr bedarfsgerecht begleitet zu werden.

4. Faktische Abschaffung des Rechtsanspruchs auf Hilfen zur Erziehung
Den kritischsten Punkt des Reformvorhabens sehen wir in der faktischen Abschaffung des Rechtsanspruchs 
auf Hilfen zur Erziehung sowie in der grundlegenden Umstrukturierung der Leistungen nach §§ 13 und 16 
SGB VIII. Der Gesetzesentwurf sieht einen Vorrang von diesen Infrastrukturleistungen vor dem Rechtsan-
spruch im Einzelfall vor. Wie dies rechtssystematisch, praktisch und im Rahmen von Förderung freier Träger 
überhaupt möglich sein  soll, wird weder im Entwurf, noch in den Begründungen dargelegt. Der Entwurf 
schafft damit eine massive Rechtsunsicherheit für alle öffentlichen und freien Träger in Deutschland. 
Theoretisch könnten alle Familien, die statt Unterstützung zu erhalten auf die unzureichenden Infrastruktur-
leistungen verwiesen werden, klagen. In der Praxis werden die Gerichte, die heute schon überlastet sind, 
die Fälle noch später bearbeiten und viele Familien alleingelassen.

5. Beschädigung der Infrastruktur für Kinder, Jugendliche und Familien
Mit Punkt 4 in enger Verbindung steht die Beschädigung der Infrastruktur für alle Kinder, Jugendlichen und 
Familien. Durch den vorgesehenen Vorrang niedrigschwelliger Angebote vor Hilfen zur Erziehung sollen 
künftig unter anderem:

• mobile Jugendarbeit,
• Angebote zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen,
• Jugendwohnen,
• arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit,
• möglicherweise Schulsozialarbeit,
• sowie Familienbildungsangebote (z. B. Eltern-Kind-Kurse)

Fälle übernehmen, für die diese Arbeitsfelder weder konzeptionell noch strukturell ausgelegt sind.

In der Praxis hätte dies weitreichende Folgen:

• zentrale sozialpädagogische Arbeitsprinzipien müssten aufgegeben werden,
• bewährte und wirksame Hilfekonzepte würden ausgehöhlt,
• und Unterstützungsbedarfe würden in Systeme verschoben, die dafür nicht ausgestattet sind.

Die bestehenden Angebote nach §§ 13 und 16 SGB VIII machen derzeit weniger als 10 % der Kosten der 
Hilfen zur Erziehung aus. Die notwendige massive Ausweitung dieser Angebote erscheint weder finanziell 
noch strukturell realistisch. Zudem ist zu erwarten, dass der finanzielle Druck zur Aufstockung dieser 
Bereiche zulasten anderer Angebote der Kinder- und Jugendarbeit gehen wird, insbesondere zulasten der 
Leistungen nach §§ 11, 12 und 14 SGB VIII. Insbesondere im ländlichen Raum, in dem die Landkreise die 

Kosten für die §§11-14 und 16 SGB VIII aus Mitteln der Länder und Gemeinden finanzieren müssen und 
keine eigenen Finanzierungsquellen haben, wird diese Entwicklung absehbar noch deutlich drastischer als 
in Großstädten.



Die Folgen wären unter anderem:

• weniger selbstverwaltete Jugendtreffs,
• weniger offene Jugendhäuser,
• weniger Präventionsangebote,
• und eine Schwächung von Jugendverbänden und Beteiligungsstrukturen.

Damit würde die Infrastruktur beschädigt, die aktuell allen Kindern und Jugendlichen zugutekommt. Gerade 
im ländlichen Raum ist diese Struktur bereits seit Jahren so ausgehöhlt, dass sie häufig nur noch mit dem 
übermäßigen Engagement und massivem Verzicht von Fachkräften am Leben gehalten werden kann. Dies 
zeigt sich beispielsweise darin, dass die Landkreise im Schnitt je jungem Mensch nur ein Zehntel dessen 
ausgeben, was Großstädte in die Infrastruktur für Kinder, Jugendliche und Familien investieren.

Fazit
Der vorliegende Reformvorschlag erweckt insgesamt den Eindruck, dass Kostensenkungen Vorrang vor 
bedarfsgerechter Unterstützung erhalten.

Die Hauptlast dieser Veränderungen würden insbesondere die Schwächsten in der Gesellschaft tragen, die 
ohnehin auf Unterstützung angewiesen sind:

• Kinder und Jugendliche, Familien mit Unterstützungsbedarf,
• junge Menschen mit Behinderung.

Außerdem droht eine erhebliche Beschädigung der bestehenden Infrastruktur der Kinder- und Jugendhilfe 
insgesamt. Noch einmal verstärkt auch im ländlichen Raum.
Die positiven Ansätze des Entwurfs können diese grundlegenden Problemlagen aus unserer Sicht nicht 
aufwiegen.

Dresden, den 22.06.2026


